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Die Personenfreizagigkeit
tangiert die Sozialhilfe

Wer im Rahmen der Personenfreiziigigkeit in der Schweiz lebt, hat nur in bestimmten Fallen
Anspruch auf Sozialhilfe. Relevant sind Aufenthaltsbewilligung und Zweck. Die SKOS hat eine
Ubersicht fiir die Praxis erstellt und erleichtert somit den Durchblick.

Das Personenfreiziigigkeitsabkommen (FZA) mit der Europii-
schen Union (EU) und das Ubereinkommen zur Errichtung der
Europiischen Freihandelsassoziation (EFTA) feiern demnichst
das Zehn-Jahre-Jubilium. Das FZA hat das Ziel, den Staatsangehs-
rigen der Mitgliederstaaten der EU und der Schweiz das Recht auf
Einreise, Aufenthalt und Zugang zu einer unselbststindigen Er-
werbstitigkeit sowie die Niederlassung als selbststindig erwerben-
de Person in den Vertragsstaaten einzuriumen. Es soll die Erbrin-
gung von Dienstleistungen im Hoheitsgebiet der Vertragsparteien
erleichtern und es regelt den Aufenthalt ohne Erwerbstitigkeit.
Die in den Mitgliedstaaten erworbenen Berufsdiplome werden ge-
genseitig anerkannt und die Sozialversicherungsleistungen wer-
den koordiniert. Grundsitzlich gelten fiir Staatsangehérige der
Vertragsstaaten die gleichen Lebens-, Beschiftigungs- und Arbeits-
bedingungen wie fiir Inlinderinnen und Inlinder. Die Erteilung
von auslinderrechtlichen Bewilligungen liegt in der Kompetenz
der kantonalen Migrationsimter. Mit den Beschiftigungs- und Ar-
beitsbedingungen setzen sich die Arbeitsmarktbehérden ausein-
ander. Beim Thema Lebensbedingungen kommen die Sozialhilfe-
organe ins Spiel, wenn es darum geht, das soziale Existenzmini-
mum zu sichern und personliche Hilfe zu leisten.

Unsicherheiten ausrdumen

Viele Fragen, die bei der praktischen Umsetzung des Vertrags-
werks anfallen, haben sich in der Zwischenzeit geklirt. In den
meisten Fillen gibt es fiir die Sozialhilfeorgane als Folge des Staats-
vertrags keine Probleme bei der Unterstiitzung von Biirgerinnen
und Biirgern aus dem EU/EFTA-Raum. Die Sozialhilfequote von
Personen, die unter das FZA fallen, ist ungefihr gleich hoch wie je-
ne der Schweizerinnen und Schweizer. Die Unterstiitzung dieser
Personengruppe erfolgt in den meisten Fillen nach den gleichen
Standards wie fiir Schweizerinnen und Schweizer.

Dennoch gibt es immer wieder Fille, die Fragen aufwerfen und
zu Unsicherheiten fithren oder als stossend empfunden werden.
So besteht ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbewil-
ligung mit einer Giiltigkeitsdauer von mindestens fiinf Jahren,
wenn eine dem FZA unterstehende Person einen mehr als ein Jahr
giiltigen oder unbefristeten Arbeitsvertrag abgeschlossen hat. Fiir
den Nachweis geniigt eine entsprechende Bestitigung des Arbeit-
gebers. Wer einmal zu einer Erwerbstitigkeit zugelassen worden
ist, behilt die Aufenthaltsbewilligung auch nach Auflésung des
Arbeitsverhiltnisses — und zwar auch dann, wenn dieses nur we-
nige Tage gedauert hat. Die betroffene Person hat Anspruch auf
Sozialhilfe (s. auch Text S. 19). Wird aber ein Arbeitsverhiltnis
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nur formell fiir ein Jahr oder linger eingegangen, um der auslin-
dischen Arbeitnehmerin oder dem auslindischen Arbeitnehmer
zu einer funfjihrigen Aufenthaltsbewilligung zu verhelfen, liegt
rechtsmissbriuchliches Verhalten vor und der Anspruch auf Ertei-
lung beziehungsweise Beibehaltung der Aufenthaltshewilligung
erlischt. Dariiber haben jedoch nicht die Sozialhilfeorgane zu ent-
scheiden, sondern die kantonalen Migrationsimter.

Diskussion versachlichen
Fragen zur Anspruchsberechtigung auf Sozialhilfe ergeben sich
auch in Bezug auf die Kurzaufenthaltshewilligung L: Muss eine

Die Schweiz und die Sozial-
versicherungsabkommen

Gut ein Finftel der in der Schweiz erwerbstatigen
Personen ist auslandischer Nationalitat. Viele leben und
arbeiten eine Zeit lang in der Schweiz, andere bleiben
ganz hier und Dritte arbeiten als Grenzgangerinnen und
Grenzganger. In sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht
stellen sich komplexe Fragen. Hier ein Uberblick zu den
grundsatzlichen Regelungen.

Die Schweiz hat mit verschiedenen Staaten Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen. Mit diesen wird garantiert,
dass die Erwerbseinkommen der betreffenden Staatsangehori-
gen nur in einem dieser Staaten der Beitragspflicht unterste-
hen. Zudem kénnen fiir Zeitriume, in denen Personen in ei-
nem entsprechenden Land versichert waren, Leistungen auch
im Ausland bezogen werden.

Angehérige von Vertragsstaaten, die nicht im selben Land
wohnen und arbeiten, sind grundsitzlich im Beschiftigungs-
land den Sozialversicherungen unterstellt. Uben sie aber im
Wohnsitzstaat ebenfalls eine Titigkeit aus (kann auch das Diri-
gieren des Musikvereins oder Trainieren der Fussballjunioren
sein), sind sie vollumfinglich dort zu versichern. Dies hat zur
Folge, dass Schweizer Arbeitgeber fiir Arbeitnehmende aus der
Schweiz oder EU-Staaten, die im EU-Raum wohnen, die So-



Person gestiitzt auf das FZA erginzend zum Lohn unterstiitzt wer-
den, wenn sie ein auf vier Monate befristetes Arbeitsverhiltnis ein-
gegangen ist und von vorneherein klar war, dass die erzielten Ein-
nahmen nicht existenzsichernd sein wiirden? «Ja», lautet die Ant-
wort, denn die betroffene Person ist unselbststindig erwerbstitig,
erzielt einen Lohn und verfiigt damit tiber Arbeitnehmereigen-
schaften. Sie hat deshalb gestiitzt auf das FZA Anspruch auf Sozi-
alhilfe. Und wie verhilt es sich bei vorzeitigem Stellenverlust? In
diesen Fillen darf die betroffene Person zwecks Stellensuche noch
sechs Monate in der Schweiz bleiben. Je nach kantonaler Rechts-
grundlage hat sie jedoch lediglich Anspruch auf Hilfe in Notlagen.

Das sind nur einige Fragen, die sich in der Praxis der Sozialhilfe
stellen. Die SKOS hat sich deshalb intensiv mit dem Thema Sozi-
alhilfe und Personenfreiziigigkeitsabkommen befasst. Ziel war es,
Unsicherheiten auszuriumen und einen Beitrag zur Versachlichung
der hiufig auf Einzelfallebene gefithrten Diskussion zu leisten. Die
SKOS-Kommission Rechtsfragen hat zum Thema Personenfreizii-
gigkeit und deren Auswirkungen auf die Sozialhilfe umfassende In-
formationen zusammengestellt (s. Box rechts), die den Fachleuten
in der Praxis als Orientierungshilfe dienen sollen. Ji5]

Nadine Zimmermann
Présidentin Kommission Rechtsfragen der SKOS

SOZIALVERSICHERUNGSABKOMMEN

Ubersicht zu den Vertragsstaaten der Schweiz und den entspre-
chenden Sozialversicherungsabkommen (Stand April 2012)
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zialversicherungsbeitrige im EU-Wohnsitzstaat des Grenzgingers
abrechnen miissen.

Leistungsbezug im Ausland

Schweizerinnen und Schweizer sowie Angehérige von EU-/EFTA-
Staaten, welche die Schweiz verlassen, kénnen ihre AHV/IV-Ren-
ten im Ausland beziehen. Wenn sie den gewéhnlichen Aufenthalt
und/oder Wohnsitz ausserhalb des EU/EFTA-Raums begriinden,

PERSONENFREIZUGIGKEIT

UBERSICHT FUR DIE SOZIALHILFEPRAXIS

Wann verfligt jemand ber Arbeitnehmereigenschaften? Darf
eine sozialhilfebeziehende Person gestiitzt auf das Freizigig-
keitsabkommen (FZA) die Familie in die Schweiz holen? Und in
welchen Féllen fihrt eine Kurzaufenthaltsbewilligung L zu einem
Anspruch auf Sozialhilfe?

Mit diesen und anderen Fragen hat sich die Kommission Rechts-
fragen der SKOS im vergangenen Jahr befasst und Informationen
fiir die Praxis erarbeitet. Diese liefern einen Uberblick tiber die
moglichen Aufenthaltszwecke, die gestiitzt auf das FZA zu einer
fremdenpolizeilichen Bewilligung fiihren. Die Dokumente geben
Antworten auf Fragen nach Unterstiitzungshdhe und Rechts-
grundlagen. Die SKOS-Kommission hat zudem eine Ubersicht zu
den verschiedenen Ausweistypen erarbeitet.

Zu den Dokumenten: www.skos.ch — Themen

verlieren sie den Anspruch auf eine IV-Viertelsrente. Erst ab ei-
ner halben Rente kann exportiert werden. Dasselbe gilt fiir An-
gehorige der iibrigen Vertragsstaaten, die in ihr Heimatland zu-
riickkehrten. Angehérige von Nichtvertragsstaaten verlieren den
Rentenanspruch. Hingegen konnen die Renten der Unfallversi-
cherung und der Pensionskasse in der Regel fiir alle ins Ausland
exportiert werden.

Angehorige aus Nichtvertragsstaaten, welche die Schweiz end-
giiltig verlassen haben, konnen sich die hier einbezahlten AHV-
Beitrige (8,4 Prozent) unverzinst auszahlen lassen. Der Antrag
ist an die Schweizerische Ausgleichskasse in Genf zu richten.
Hilflosenentschidigungen, gegebenenfalls mit Assistenzbeitrag,
Erginzungsleistungen der AHV/IV und Sozialhilfeleistungen
sind nicht exportierbar. Da Eingliederungsmassnahmen nicht
im Ausland gewihrt werden, entfillt auch der Export von Tag-
geldern. Davon ausgenommen sind jedoch Angehérige von EU/
EFTA-Staaten, die wihrend des Aufenthalts in der Schweiz den
Wohnsitz bei ihrer Familie im Heimatland hatten. Grenzginge-
rinnen und Grenzganger erhalten die Arbeitslosenentschiadigung
vom Wohnsitzstaat, womit ein Export ebenfalls entfillt. B

Gertrud E. Bollier
Geschaftsfihrerin gebo Sozialversicherungen AG

NUTZLICHE LINKS ZUM THEMA

www.ahv-iv.info
www.sozialversicherungen.ch
www.bag.admin.ch - Themen — Krankenversicherung

SCHWERPUNKT 2/127ES0 S>> >

23 .



	Die Personenfreizügigkeit tangiert die Sozialhilfe

